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Für O. E. 





Charles: The sentence on you is broken, annihilated, 
annulled: null, non-existent, without value or 
effect 

Joan: I was burned, all the same. Can they unburn 
me? 

George  Bernard  Shaw, 
Saint Joan, Epilogue. 

Zum Inhalt, mit dem der Verwaltungsakt nach § 43 
Abs. 1 Satz 2 VwVfG wirksam wird, gehört auch die 
Regelung seines zeitlichen Geltungsbereichs, der - so-
weit es das materielle Recht zuläßt - vor oder nach sei-
ner Bekanntgabe liegen kann. 

BVerwG, Urt. v. 6. 6. 1991 - 3 C 46.86 -
BVerwGE 88, 278 (281). 
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Einleitung 

Mit dem zeitlichen Regelungsgehalt des Verwaltungsaktes sind offene  Rechts-
fragen des Verhältnisses der Zeit zur Rechtsfigur des Verwaltungsaktes angespro-
chen. Ausgehend von dieser Problemstellung (I.) ergeben sich Zielsetzung (II.) 
und Vorgehensweise (III.) der Untersuchung. 

I. Problemstellung 

Das Verhältnis der Zeit zur Rechtsfigur des Verwaltungsaktes wirft zunächst 
die Frage auf, ob die verwaltungsverfahrensrechtlichen,  materiellrechtlichen ünd 
prozessrechtlichen Folgen des Verwaltungsaktes erst mit Bekanntgabe (§§ 41, 43 
Abs. 1 VwVfG) oder bereits zu einem früherem Zeitpunkt eintreten.1 

Hinsichtlich der Aufhebung des Verwaltungsaktes (§ 43 Abs. 2 Alt. 1 VwVfG, 
vgl. § 113 Abs. 1 S. 4 VwGO) ist zu fragen, ob mit der Aufhebung nur die innere 
oder auch die äußere Wirksamkeit endet.2 Offen  ist dabei auch, inwieweit die 
etwaig im Aufhebungswege beendete äußere oder innere Wirksamkeit wieder 
beginnen kann, insbesondere durch Aufhebung des Aufhebungsaktes.3 Darüber 
hinaus bedarf  der Untersuchung, ob einzelne Teile des Verwaltungsaktes isolierter 
Aufhebung zugänglich sind, so dass im Übrigen der Verwaltungsakt fortdauert. 4 

Bezüglich der Erledigung des Verwaltungsaktes (§§ 43 Abs. 2 Alt. 2 VwVfG, 
113 Abs. 1 S. 4 VwGO) steht ebenso in Frage, ob mit ihr die innere oder auch 
äußere Wirksamkeit endet5. Die Voraussetzungen, unter denen ein Verwaltungsakt 
der Erledigung anheim fällt, sind zu ermitteln.6 Auch bedarf  der Untersuchung, ob 
ein erledigter Verwaltungsakt durch Fortfall  der Erledigung wiederhergestellt 
werden kann.7 

Die Umdeutung des Verwaltungsaktes (§ 47 VwVfG) ist im Hinblick darauf zu 
erörtern, ob mit ihr die äußere und innere Wirksamkeit des Ausgangsverwaltungs-

1 Dazu s. u. B. I. 2. d), D. I. 3., G. I. 3. 
2 Dazu s. u. E. I. l . ,H . I . 
3 Dazu s. u. C. II. 2. b), F. I., J. I. 
4 Dazu s. u. F. IV. 
5 Dazu s. u.E. n. l . ,H. I. 
6 Dazus. u.E. II. 2.-3. 
7 Dazu s. u. F. I. 2., J. I. 2. 
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aktes, der umgedeutet wird, enden und des Ersatzverwaltungsaktes, in den umge-
deutet wird, beginnen.8 Zu ermitteln sind darüber hinaus die Voraussetzungen der 
Umdeutung, unter Beachtung insbesondere des Rechtscharakters der Umdeutung 
und der Umdeutungsbefugnis.9 

Ferner bedarf  der Erörterung, ob die aufschiebende Wirkung von Widerspruch 
und Klage (§§ 80, 80 a VwGO) den Beginn der inneren Wirksamkeit des ange-
fochtenen Verwaltungsaktes oder lediglich den Beginn der sog. Vollziehbarkeit 
hemmt.10 

Untersucht werden muss, ob die verschiedenen Bindungswirkungen (Präjudiz-, 
Tatbestands- sowie Feststellungswirkung) die Unanfechtbarkeit  als formelle Be-
standskraft  des betreffenden  Verwaltungsaktes (vgl. §§ 70, 74 VwGO) vorausset-
zen oder regelmäßig bereits mit Bekanntgabe eintreten.11 

Darüber hinaus kommt es für die Aufhebung des Verwaltungsaktes in ordent-
lichen Rechtsbehelfsverfahren (§§ 113 Abs. 1 S. 1,68 Abs. 1 S. 1,72,73 Abs. 1 S. 1 
VwGO), in außerordentlichen Rechtsbehelfsverfahren (§§51 Abs. 1 VwVfG, 95 
Abs. 2 BVerfGG) sowie von Amts wegen durch Rücknahme oder Widerruf (§§ 49 
Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3 VwVfG, 48 Abs. 1 S. 1 VwVfG) auf den zur Beurteilung 
der Rechtmäßigkeit maßgeblichen Zeitpunkt an. In Frage steht, ob eine Änderung 
der Sach- und Rechtslage den Eintritt oder den Fortfall  ex nunc oder ex tunc der 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes herbeizuführen  vermag.12 

Schließlich ist zu erwägen, ob die Nichtigkeit des Verwaltungsaktes (§§ 43 
Abs. 3, 44 VwVfG) nachträglich eintreten oder fortfallen  kann, insbesondere in 
Fällen sog. schwebender Unwirksamkeit13 sowie, ob eine gerichtliche Feststellung 
der Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes (§ 113 Abs. 1 S. 4 VwGO) dessen 
äußere oder zumindest innere Wirksamkeit beendet.14 

n. Zielsetzung 

Juristische Bezeichnungen sind austauschbar, die zu bezeichnenden rechtlichen 
Zusammenhänge sind es nicht. Oftmals erschwert die mangelhafte Verständigung 
über den Inhalt der verwendeten Termini die Beantwortung derjenigen Fragen, die 
das Verhältnis von Verwaltungsakt und Zeit aufwirft.  So werden der Inhalt, die 
rechtliche Existenz, Verbindlichkeit oder Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes 
unter zeitlichem Aspekt in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Lehre mit einer 

s Dazu s. u. F. III. 1. 
9 Dazu s. u. F. III. 2. 
10 Dazu s. u. H. in. 1, J .m. 

Dazu s. u. B. HI. 1. b), D. I. 5., F. I. 5. 
1 2 Dazu s. u. L., M. 
13 Dazu s. u. G. I. 4., J. IL 1. 
14 Dazu s. u. H. II. 3. 
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Vielzahl von Bezeichnungen belegt, denen zumeist keine festabgegrenzte Bedeu-
tung zukommt und die noch dazu synonym gebraucht werden. Der Kennzeichnung 
des Verwaltungsaktes in zeitlicher Hinsicht dienen insbesondere die Begriffe 
Bemessungszeitraum15, Berechnungszeitraum16, Bewilligungszeitraum17, Bin-
dungsdauer18, Dauer der Wirksamkeit19, Dauer des Besitzes der Genehmigung20, 
Dauer des Verbots oder Gebots21, Dauer der Rechtswirkung22, Geltungsdauer23, 
Geltungszeit24, Geltungszeitraum25, Geltungsgrenzen zeitlicher Art 26 , Gültigkeits-
dauer27, innewohnende Zeitdauer28, Laufzeit29, Regelungsgehalt in zeitlicher 
Hinsicht30, Veranlagungszeitraum31, Wirkungsdauer32, zeitliche Begrenzung oder 
zeitliche Beschränkung33, zeitliche Bestimmung der Wirksamkeit34, zeitliche 
Schranke der Gültigkeit35, zeitliche Wirkung36, zeitlicher Geltungsbereich37, zeit-

15 § 16 a Abs. 2 S. 1 BVG; §§ 130 f. SGB III; § 47 Abs. 2 S. 1 SGB V; § 21 Abs. 2 
SGB VI; § 47 Abs. 1 S. 1 SGB IX; § 5 Abs. 2 der Endlagervorausleistungsverordnung. 

16 §§ 22,24 BAföG. 
17 §§ 24 BAFöG, § 27 WoGG. 
18 F.  J. Kopp,  Vorläufiges Verwaltungsverfahren  und Vorläufiger  Verwaltungsakt, S. 135. 
19 Wolff/Bachof,  Verwaltungsrecht I, § 49 I.; Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 

§ 43 Rn 180 ff.;  Lascho, Erledigung des Verwaltungsaktes, S. 122. 
20 § 35 Abs. 2 AufenthG. 
21 § 29 Abs. 2 S. 1 OBG NRW. 
22 Janßen, in: Obermayer, VwVfG, § 36 Rn 7. 
23 § 6 Abs. 6 AEG; § 6 Abs. 4 AtG; §§ 7 Abs. 2 AufenthG; § 80 a AsylVfG; § 15 

Abs. 7 S. 2 BJagdG; § 3 Abs. 6 Nr. 2 lit. b GüKG; § 16 PBefG; § 57 Abs. 2 S. 2 PostG; § 10 
Abs. 4 S. 2 WaffG; § 77 BauO NRW; § 22 Abs. 2 S. 1 U G NRW, § 34 a) Abs. 5 S. 1 
PolG NRW. 

Maurer,  Allgemeines Verwaltungsrecht, § 9 Rn 19, § 11 Rn 14; Kopp/Ramsauer,  VwVfG, 
§ 36 Rn 16; Ehlers,  Verw 31 (1998), 53 (68). 

2 4 So auf einem Verkehrzeichen auf der Unter den Linden in Berlin, das für die „Geltungs-
zeit der Busspur" den Rechtsabbiegerverkehr regelt. 

25 Hans Meyer,  in: ders./Borgs, VwVfG, § 36 Rn 11. 
26 Gerhardt,  in: Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 113 Rn 84 (Lfg. 1997); 

Lascho, Erledigung des Verwaltungsaktes, S. 122. 
27 § 49 b Nr. 2 lit. d AufenthG; § 13 S. 2 BJagdG, § 65 Abs. 3 Nr. 3 LuftVG; § 5 PassG; 

§ 2 PAuswG; § 34 Abs. 2 S. 3 WaffG; § 34 LFischG NRW. 
28 BSG, Urt. v. 28. 3. 1958 - 6 RKa 1/57 - BSGE 7, 129 (135). Vgl. § 5 Abs. 4 BBG (§ 5 

Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BBRG). 
29 P. Stelkens/U.  Stelkens,  in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, § 35 Rn 150 a. 
30 Hanf,  Inhalts- und Nebenbestimmungen, S. 12. 
31 § 5 Abs. 2 des schleswig-holsteinischen Gesetzes über die Erhebung einer Grundwas-

serentnahmeabgabe. 
32 Bahr,  Die maßgebliche Rechts- und Sachlage, S. 140; Schimmelpfennig,  Vorläufige Ver-

waltungsakte, S. 114. 
33 Beide Begriffe  bei Lücke,  Vorläufige Staatsakte, S. 191,193. 
34 BVerwG, Urt. v. 6. 6. 1991 - 3 C 46.86 - BVerwGE 88,278 (280). 
35 Lenhard/v.  Brunn,  Das neue Wohngeldrecht, § 30 WoGG Anm. II. 1. 


